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Vizepräsident Oliver Keymis: Zur Eröffnung der Aussprache erteile ich Frau Kollegin 

Schneider für die FDP-Fraktion das Wort. Bitte schön.  

Susanne Schneider (FDP): Herr Präsident! Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Mit der großen Flüchtlingswelle nach Deutschland und damit auch nach Nordrhein-Westfalen 

ist ein altes fast vergessenes Thema in unsere moderne pluralistische Gesellschaft geschwappt: 

(Unruhe – Glocke) 

die Heirat zwischen oder mit Minderjährigen. Immer wieder haben wir uns mit dem Thema 

Zwangsheirat auseinandersetzen müssen. Damit wissen wir mittlerweile mehr oder weniger 

umzugehen. Nun aber müssen wir uns der Problematik stellen, wie wir mit geflüchteten 

Ehepaaren umgehen, bei denen ein Ehepartner oder sogar beide nach deutschem Recht nicht 

volljährig sind. Meistens sind hier Mädchen betroffen. 

Vor diesem Hintergrund habe ich kürzlich eine Entscheidung des Oberlandesgerichts Bamberg 

nicht einmal im Ansatz nachvollziehen können. Das Gericht nahm die Wirksamkeit einer Ehe 

zwischen einer minderjährigen Syrerin und einem volljährigen Syrer an. Das ist mit meinem 

persönlichen Rechtsverständnis gänzlich unvereinbar. 

(Beifall von der FDP) 



Ich habe bisher fest daran geglaubt, dass das Wohl aller Kinder und Jugendlichen sowie deren 

Sexualität unter einem besonderen Schutz stehen. 

Als Mutter von drei Kindern – meine Mädels sind neun und 15 – ließ mir dieses verheerende 

Signal an alle Zuwanderer und Flüchtlinge keine Ruhe. Deshalb habe ich im Juni die Kleine 

Anfrage „Welche Kenntnisse hat die Landesregierung über die Situation von verheirateten 

minderjährigen Mädchen in Nordrhein-Westfalen?“ gestellt. Während der schönen 

Sommerpause erreichte mich die Antwort des Justizministers, und diese Antwort schockierte 

mich. Knapp 200, genau genommen 188 minderjährige verheiratete Mädchen wurden 2015 

allein in den nordrhein-westfälischen Flüchtlingsheimen versorgt, und drei von ihnen waren 

gerade einmal 14 Jahre alt.  

Bundesweit zählt das Ausländerzentralregister knapp 1.500 minderjährige Migranten mit dem 

Familienstand verheiratet, fast durchweg Mädchen. Hauptsächlich stammen diese aus Syrien, 

Afghanistan und dem Irak. Die Dunkelziffer wird sicher um ein Vielfaches höher liegen. Denn 

die Angaben zum Familienstand erfolgten freiwillig. 

Dabei sind diese Frühehen mit gewaltigen Problemen behaftet. Gerade den betroffenen Frauen 

und Mädchen droht durch den Ehebund ein schweres Schicksal. Viele wissen bei der 

Eheschließung überhaupt nicht, was dies bedeutet, was auf sie zukommt und können sich 

dagegen nicht wehren. Hinzu kommt, dass mit der Heirat die notwendige 

Persönlichkeitsausbildung und Entwicklung abrupt endet. Sie werden ihrer Kindheit von jetzt 

auf gleich entrissen.  

Die individuelle Lebenssackgasse wird sodann immer enger. Vielen droht die soziale 

Abschottung, damit verbunden natürlich das Ende der Schulausbildung. Es besteht kaum eine 

Chance auf eine finanzielle Unabhängigkeit. Sie sind oft an den Haushalt gekettet, erleben früh 

Schwangerschaften, die für manche lebensgefährlich enden. Nicht selten sind sie zudem Opfer 

häuslicher Gewalt oder gar sexuellem Missbrauch ausgesetzt. Es ist daher schon fast nicht mehr 

verwunderlich, dass die häufigste Todesursache von Kinderbräuten weltweit die Geburt ihres 

Kindes, gefolgt vom Suizid ist. 

Wir Liberale akzeptieren solche potenziellen individuellen Leidenswege hier in Nordrhein-

Westfalen nicht. 



(Beifall von der FDP) 

Wir wollen auch keine weiteren Parallelgesellschaften entstehen lassen. Das ist Gift für die 

Betroffenen, für uns Bürger, für die Wirtschaft und kommt letztendlich auch die öffentliche 

Hand teuer zu stehen.  

Natürlich bedarf es einer rechtlich adäquaten Lösung, was nicht immer einfach ist. Vorschläge, 

wie diese Lösungen aussehen könnten, haben wir im Antrag unterbreitet.  

Internationalen Empfehlungen folgend sollte künftig die Volljährigkeit das für die 

Eheschließung maßgebende Alter sein. Ausnahmen sind aus Gründen der Verhältnismäßigkeit 

nur in absoluten Einzelfällen zuzulassen, in denen erkennbar und unter keinem denkbaren 

Gesichtspunkt eine Gefährdung des Kindswohls durch die Ehe in Betracht kommt.  

Eheschließungen im Inland sollten ausschließlich nach deutschem Recht möglich sein, natürlich 

vorbehaltlich völkerrechtlicher Verpflichtungen.  

In diesem Zusammenhang ist absolut nicht hinnehmbar, dass nach den Aussagen des 

Bundesjustizministers die Bund-Länder-AG noch bis zum Jahresende Vorschläge sammeln und 

erst danach in das Gesetzgebungsverfahren einsteigen möchte. Diese Zeit haben wir nicht. Diese 

Zeit haben auch die betroffenen Mädchen nicht.  

„Kein Kind zurücklassen“ darf nicht vor den Türen der Flüchtlingsunterkünfte oder 

irgendwelcher multikultureller Stadtteile enden. Aber offenbar hat Rot-Grün bisher keine 

Lösung anzubieten.  

Präsidentin Carina Gödecke: Die Redezeit.  

Susanne Schneider (FDP): Ich freue mich auf die Beratung im Ausschuss und danke Ihnen fürs 

Zuhören.  

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von der CDU) 



Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Frau Kollegin Schneider. – Für die SPD-Fraktion 

hat Herr Kollege Wolf jetzt das Wort.  

 


